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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Ergänzung der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 805/68 bezüglich der Vorausfestsetzung 
der Abschöpfung für Rindfleisch. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 23. Novem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Ergänzung der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 bezüglich der 
Vorausfestsetzung der Abschöpfung für Rindfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
ments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 12 der Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27 Juli 1968 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Rindfleisch 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1261/71 2 ), schreibt 
unter anderem die Erhebung einer Abschöpfung auf 
die Einfuhr von frischem oder gekühltem Fleisch 
von Kälbern oder ausgewachsenen Rindern vor. 

Durch die häufige Änderung der Abschöpfungs- 
sätze könnten ungleiche Wettbewerbsbedingungen 
zwischen den Exporteuren aus nahe der Gemein- 
schaft gelegenen Ländern und denen aus entfernte- 
ren Ländern entstehen, da letztere durch den langen 
Beförderungsweg auf See benachteiligt sind. Die 
Gleichstellung der einzelnen Länder ist im Interesse 
der entfernteren Lieferländer herzustellen, indem 
der Abschöpfungssatz für die Einfuhr von frischem 
oder gekühltem Fleisch von Kälbern oder ausge- 
wachsenen Rindern im voraus festgesetzt wird. Die 
Einführung einer Vorausfestsetzung der Abschöp- 
fung erfordert eine besondere Überwachung des 
Marktes. Daher sind durch diese Regelung nur 
solche entferntere Lieferländer zu begünstigen, die 
mit der Gemeinschaft ein diesbezügliches Abkom- 
men geschlossen haben, das bestimmte Handels- 
garantien und insbesondere ein Informationsver- 
fahren enthält. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß unter bestimmten 
Umständen, insbesondere bei übermäßiger Inan- 
spruchnahme der Vorausfestsetzung durch die Im- 
porteure Schwierigkeiten auf dem betreffenden 
Markt zu befürchten waren. In solcher Lage müssen 
umgehend Maßnahmen ergriffen werden können, 
damit jede Störung des Marktes verhütet wird. Da- 
her ist die Möglichkeit vorzusehen, daß die Kom- 
mission solche Maßnahmen nach Einholung der 
Stellungnahme des Verwaltungsausschusses oder im 
Dringlichkeitsfalle auch ohne dessen Zusammen- 
kunft abzuwarten, treffen kann. 

Die Schaffung einer Regelung für die Vorausfestset- 
zung der Abschöpfungen macht bestimmte Verwal- 
tungsmaßnahmen erforderlich. Einzuführen ist ins- 


besondere eine Vorausfestsetzungsbescheinigung zu- 
sammen mit der Stellung einer Kaution, wodurch 
sich der Importeur verpflichtet, die Einfuhr während 
der Gültigkeit der Einfuhrlizenz zu tätigen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Absätze 5 und 6 von Artikel 12 der Verordnung 
(EWG) Nr. 805/68 werden durch folgende ersetzt: 

„5. Die Abschöpfung ist zu erheben, die am Tage 
der Einfuhr gilt. 

Was jedoch die Einfuhren der in Absatz 1 genann- 
ten Erzeugnisse mit Ursprung in und Herkunft aus 
Ländern betrifft, die wegen des langen Seeweges 
mit der Gemeinschaft ein Abkommen mit bestimm- 
ten Garantien geschlossen haben, so wird auf den 
vor 13 Uhr zusammen mit dem Einfuhrlizenzantrag 
einzureichenden Antrag des Importeurs hin auf 
eine während der Gültigkeit dieser Einfuhrlizenz 
zu tätigende Einfuhr die Abschöpfung angewandt, 
die am Tage der Einreichung des Antrags der in 
Artikel 12 a vorgesehenen Bescheinigung gilt. 

6. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 5 
und die in den Absätzen 2, 3 und 4 genannten Koef- 
fizienten werden nach dem in Artikel 27 vorgese- 
henen Verfahren festgelegt. 

7. Die in diesem Artikel genannten Abschöpfungen 
werden von der Kommission festgesetzt. 

8. Läßt die Marktlage Schwierigkeiten infolge der 
Anwendung der Maßnahmen für die Vorausfest- 
setzung der Abschöpfung erkennen oder befürchten, 
so kann nach dem Verfahren des Artikels 27 be- 
schlossen werden, diese Anwendung für den un- 
bedingt erforderlichen Zeitraum auszusetzen. 

Im äußersten Dringlichkeitsfall kann die Kommis- 
sion, sobald die im vorigen Absatz genannten 
Schwierigkeiten auftreten oder aufzutreten drohen, 
nach summarischer Prüfung der Lage anhand sämt- 
licher ihr verfügbaren Informationen beschließen, 
die Vorausfestsetzung für die betreffenden Erzeug- 
nisse bis zu drei Werktagen auszusetzen. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 132 
vom 18. Juni 1971, S. 1 
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Lizenzanträgen, die mit Anträgen auf Vorausfest- 
setzung verbunden werden, kann nicht stattgegeben 
werden." 


Artikel 2 

Die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 wird durch fol- 
genden Artikel 12 a ergänzt: 

„Artikel 12 a 

1. Zur Erhebung der Abschöpfung unter den in 
Artikel 12 Absatz 5 genannten Bedingungen ist 
eine Vorausfestsetzungsbescheinigung vorzulegen, 
die die Mitgliedstaaten jedem Antragsteller unab- 
hängig von seinem Niederlassungsort in der Ge- 
meinschaft auszustellen haben. 

Die Vorausfestsetzungsbescheinigung gilt für eine 
in die Gemeinschaft getätigte Einfuhr. 


Für die Ausstellung dieser Bescheinigungen ist eine 
Kaution zu stellen, durch die sich der Importeur zur 
Einfuhr während der Gültigkeit der Einfuhrlizenz 
verpflichtet und die ganz oder teilweise verfällt, 
wenn die Einfuhr nicht in diesem Zeitraum oder nur 
teilweise getätigt worden ist. 

2. Die Gültigkeitsdauer der Bescheinigungen und 
die sonstigen Durchführungsbestimmungen zu die- 
sem Artikel werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 27 festgelegt." 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. Sie gilt ab 1. Januar 1972. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Gemeinschaft hat mit der Republik Argentinien 
ein Handelsabkommen unterzeichnet, in dem ins- 
besondere die Vorausfestsetzung der Abschöpfung 
bei der Einfuhr von frischem oder gekühltem Rind- 
fleisch aus Argentinien in die Gemeinschaft vorge- 
sehen ist. 

Das Abkommen enthält als Gegenleistung bestimmte 
Garantien für die Gemeinschaft, insbesondere eine 
Aussetzungsklausel für den Fall, daß aufgrund die- 
ser Maßnahme Störungen auf dem Markt auftreten 
oder aufzutreten drohen; außerdem ist ein Informa- 
tionsverfahren vorgesehen. 

Der Grund für die Einführung einer Vorausfestset- 
zung der Abschöpfung ist die weite Entfernung 
zwischen Argentinien und der Gemeinschaft; diese 
versetzt die argentinischen Lieferanten gegenüber 
ihren Konkurrenten in nähergelegenen Ländern in 
eine ungünstige Lage. Da sich die Abschöpfung 
während der Beförderung der Erzeugnisse auf dem 
Seewege zwischen Argentinien und der Gemein- 
schaft ändern kann, könnten die argentinischen 
Exporteure dadurch in Schwierigkeiten geraten. 

Die genannten Gründe treffen für jedes von der 
Gemeinschaft besonders weit entfernte Land zu; 
dieser Vorschlag zur Änderung der Grundverord- 
nung über Rindfleisch, durch den eine Vorausfest- 
setzung der Abschöpfung bezweckt wird, ist daher 
so gestaltet, daß er auf jedes von der Gemeinschaft 
weit entfernte Land angewendet werden kann, so- 
fern es ein Abkommen mit der Gemeinschaft unter- 
zeichnet hat, in dem dieselben Garantien gegeben 
werden wie in dem Abkommen mit Argentinien. 

Wie es die Kommission in anderen Bereichen der 
gemeinsamen Marktorganisation aus denselben Er- 
wägungen heraus vorgeschlagen hat, ist auch in 
diesem Vorschlag vorgesehen, daß die Kommission 
das Funktionieren der Vorausfestsetzung mit dem 
entsprechenden Instrumentarium überwachen kann. 
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